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ZEITGESPRACH

Gibt es eine Neue Soziale Frage?
Auf ihrem Mannheimer Parteitag kreierte die CDU die „neue soziale Frage“. Zu dem Konflikt zwischen 
Arbeit und Kapital wären Konflikte zwischen Produzenten und Nichtproduzenten, zwischen organisier­
ten und nichtorganisierten Sonderinteressen getreten. Gibt es wirklich eine neue soziale Frage?

Burghard Freudenfeld

Die Produktiven und die Unproduktiven

In der Mannheimer Erklärung 
der CDU „Unsere Politik für 

Deutschland“ wird in dem gesell­
schaftspolitischen Teil der Ver­
such unternommen, benachtei­
ligte Gruppen und schwer oder 
nicht organisierbare Interessen 
in das Kräftefeld des Pluralis­
mus zu integrieren.

Hierzu heißt es:
„Zu dem Konflikt zwischen Ar­
beit und Kapital sind Konflikte 
zwischen Produzenten und
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denfeld, 57, ist Geschäfts­
führender Direktor des In­
stituts der deutschen Wirt­
schaft in Köln.

Wilhelm Kaltenborn, 38, 
Dipl.-Soziologe, ist in der 
Abteilung Gesellschafts­
politik des DGB-Bundes- 
vorstandes tätig.

Nichtproduzenten, zwischen 
organisierten und nichtorgani­
sierten Sonderinteressen von 
Bevölkerungsgruppen, zwi­
schen Minderheiten und der 
übrigen Gesellschaft, zwischen 
Stadt und Land und zwischen 
den Machtausübenden und 
Machtunterworfenen innerhalb 
der organisierten autonomen 
Gruppen getreten.

Die Mächtigen in unserer Ge­
sellschaft sind heute nicht 
mehr allein die Kapitaleigner, 
sondern Kapitaleigner und Ar­
beitnehmer zusammen. Kapi­
taleigner und Arbeitnehmer 
sind heute in mächtigen Ver­
bänden organisiert, die nicht 
nur die jeweiligen Sonderin­
teressen ihrer Mitglieder ge­
genüber der anderen Seite 
durchzusetzen versuchen, son­
dern die ebenso wirkungsvoll 
ihre Sonderinteressen gegen­
über den nichtorganisierten 
Bevölkerungsgruppen behaup­
ten. Die Nichtorganisierten,

alte Menschen, Mütter mit Kin­
dern oder die nicht mehr Ar­
beitsfähigen, sind den organi­
sierten Verbänden in aller Re­
gel unterlegen. Hier stellt sich 
die neue soziale Frage.

Die verbreitete Neigung, die 
mit ihr verbundenen Konflikte 
unbeachtet zu lassen, ist dar­
auf zurückzuführen, daß in un­
serer Gesellschaft Interessen­
konflikte zwischen Starken und 
Schwachen, zwischen Produ­
zenten und Nichtproduzenten, 
zwischen Erwerbstätigen und 
nicht mehr im Beruf Stehen­
den häufig zugunsten des 
Stärkeren und zu Lasten des 
Schwächeren entschieden wer­
den. Die Politik der gegenwär­
tigen Bundesregierung beruht 
geradezu auf einem Bündnis 
der Starken gegen die Schwa­
chen. Da die Schwachen — 
die Nichtproduzenten, die Al­
ten und die Kinder — als 
Gruppe keine Mehrheit bilden, 
besteht für sie darüber hinaus
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die Gefahr, daß sie in unserer 
Gesellschaft auch politisch be­
nachteiligt werden. Eine solche 
Entwicklung ist mit unserer 
Verfassung, insbesondere mit 
den in ihr verankerten Grund­
rechten und mit dem Sozial­
staatsprinzip, unvereinbar.

Der Staat kann die neuen so­
zialen Fragen nur lösen, wenn 
er bereit und in der Lage ist, 
sich der wirklichen sozialen 
Probleme in unserem Land 
anzunehmen. Ein Staat, der 
sich bedingungslos mit dem 
Produzenteninteresse — sei es 
auf seiten des Kapitals oder 
auf seiten der Arbeitnehmer — 
verbündet, ist hierzu außer­
stande. Ein Sozialvertrag zwi­
schen Staat, Wirtschaft und 
Gewerkschaften ist ungeeig­
net, dem berechtigten Anlie­
gen der Schwachen in unserer 
Gesellschaft Rechnunq zu tra­
gen.
Die bisherige Betonung des 
Konfliktes zwischen Arbeit und 
Kapital hat häufig die Pro­
bleme der wirklich Schwachen 
und Bedürftigen in unserer 
Gesellschaft verdeckt. Hierzu 
gehören die schwierige Stel­
lung der Frau mit ihrer oft 
unerträglichen Mehrfachbela­
stung von Erwerbstätigkeit, 
Kindererziehung und Haus­
haltsführung, die Wahrung der 
Menschenwürde im Alter, die 
Lage der Gastarbeiter, die so­
ziale Sicherung älterer Selb­
ständiger, die Probleme der 
Kinder in einer Welt der Er­
wachsenen, die Frage der Er­
ziehungsfähigkeit unserer Fa­
milien und die Schwierigkei­
ten von Behinderten und 
Alleinstehenden.“

Mißtrauen gegenüber 
dem Pluralismus

In der Tat kommt in der Mann­
heimer Erklärung das nicht un­
begründete Mißtrauen gegen­
über der Fähigkeit des Pluralis­
mus zum Ausdruck, soziale Ge­
rechtigkeit innerhalb der Ge-
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samtgesellschaft zu fördern.
Analog dem Markt für die Pro­
duktion und Verteilung von Gü­
tern und Diensten soll der Plu­
ralismus das Gerüst für die Arti- 
kulierung und Interessenvertre­
tung organisierter Gruppen bil­
den. Das Aktionsfeld für die or­
ganisierten Gruppen entstand
aus dem Grundsatz einer plura­
listisch organisierten Gesell­
schaft, nach dem privater
Spontaneität, Initiative und Ver­
einigungsfreiheit der Vorrang 
vor staatlichen Eingriffen in die 
wirtschaftlichen, kulturellen und 
religiösen Lebenssphären von 
Individuen und Gruppen gege­
ben wird. Organisierte Gruppen­
macht ruft organisierte Gegen­
macht hervor; Gleichgewicht als 
eine Voraussetzung sozialadä­
quater Gestaltungskraft wird so 
zu ihrem permanenten Auftrag 
und zu ihrer Legitimation.

Grundsätzliche Fragen

Die Auseinandersetzung mit 
dem Begriff der „neuen sozialen 
Frage" und dem knappen Mann­
heimer Katalog weist auf zwei 
grundsätzliche Fragestellungen 
hin:
□  Ist nach der sozialen Absorp­
tion der traditionellen Großgrup­
pen der bürgerlichen Gesell­
schaft der gegenwärtig prakti­
zierte Pluralismus geeignet, dem 
einzelnen Orientierung und so­
ziale Zugehörigkeit in einer In­
dustriegesellschaft zu vermitteln, 
die sich in einem erheblichen 
demographischen und techni­
schen Wandel befindet?
□  Lassen sich bisher unorgani­
sierte Gruppen von Individuen 
tatsächlich in Organisationen zu­
sammenfassen, das heißt, eignen 
sich die Interessen jener unfor- 
mierten Gruppen überhaupt zu 
einer homogenen Definition und 
Vertretung ihrer Interessen?

Die Aufzählung derjenigen 
Gruppen und ihrer Probleme, 
die die Mannheimer Erklärung 
der CDU enthält, macht bereits 
deutlich, wie heterogen die je­

weiligen Ansätze für soziale 
Hilfestellungen sein müssen.

Die politische Wirkung und öf­
fentliche Präsenz gut organisier­
ter Verbände führt in den mate­
riellen Ergebnissen wie in der 
publizistischen Wirkung natur­
gemäß zu einer Überrepräsen­
tanz gegenüber den in der Re­
gel sehr vielgestaltigen Existenz­
formen der Unorganisierten. Die 
Artikulation von Interessen und 
die taktische und konzeptionelle 
Integration ihrer Mitglieder hat 
dabei nur bedingt die Probleme 
der schwachen Gruppen verur­
sacht oder auch wesentlich ver­
größert.

Insoweit kann auch der Ver­
such, über den wirtschaftlich-so­
zialen Aspekt hinaus die indivi­
duelle Lebenssphäre der Betrof­
fenen kollektiv zu regeln, mög­
licherweise zu einem Verlust an 
Individualität statt zu ihrer Stär­
kung führen. Nichts ist natürlich 
in Mannheim weniger gemeint 
als das — aber es muß das Pro­
blem wenigstens angerührt wer­
den, daß die zwangsläufig egali­
sierenden Mittel jeglicher wir­
kungsvollen Organisation die be­
absichtigten Zwecke wesentlich 
beeinflussen.

Schwieriger Anhalt 
für konkrete Vorstellungen

Unter den in der Mannheimer 
Erklärung genannten Gruppen 
ist die Lage der älteren Gene­
ration nur sehr knapp skizziert, 
ohne dabei die Gruppe selbst 
zu definieren. Als „Nichtprodu­
zenten" sind sie den Kindern 
beigesellt, im Anspruch auf 
Menschenwürde hervorgehoben 
und schließlich der Verbesse­
rung der Fürsorge empfohlen. 
Das aber liegt, bei aller Bedeu­
tung der Akzente, durchaus noch 
in den Vorstellungen einer so­
genannten Randgruppe. Tat­
sächlich beträgt der Bevölke­
rungsanteil der über 60jährigen 
16,1% der Männer und 22,9% 
der Frauen, in Zahlen 8,25 Mil­
lionen. Da das Lebensalter sech­
zig sich zunehmend zum berufs­
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biographischen Schaltjahr ent­
wickelt, kommen hier quantita­
tive und qualitative Größenord­
nungen ins Spiel, die mit Men­
schenwürde und Fürsorge kaum 
zu bewältigen sind. Da sich die 
Gesamtbevölkerung der Bundes­
republik bis zum Ende dieses 
Jahrhunderts um etwa vier bis 
fünf Millionen verringern wird, 
wächst der relative Anteil der 
älteren Generation entspre­
chend, da ja die Geburtenrate 
und nicht die Mortalität sinkt.

Aber auch unter einem ande­
ren Gesichtspunkt liefert eine 
ganz offen gehaltene Gruppe 
nur einen sehr schwierigen An­
haltswert für konkrete Vorstel­
lungen. Niemand käme auf die 
Idee, von den Erwachsenen, also 
dem großen aktiven Mittelbau 
der Gesellschaft, in der An­
nahme zu sprechen, als könnten 
sich damit praktisch politische 
Maßnahmen begründen. Auch 
Kinder sind eine alles andere 
als homogene Gruppe, und das 
gilt in noch weit höherem Maße 
für die Älteren. Mit einem Wort: 
Es gibt keine Generationenpoli­
tik an sich; denn niemand ist 
gerade wegen seiner Individua­
lität nur Kind oder nur alt.

Gewiß haben wir den mate­
riellen Sozialstaat — diesen um­
strittenen Begriff hier rein tech­
nisch gemeint — in hohem Maße 
etabliert. Und gewiß ist es ein 
Befund von hoher Bedeutung, 
wenn in der Mannheimer Erklä­
rung festgestellt wird, daß 
gleichsam der soziale Sozial­
staat in erheblichem Maße ver­
fehlt wurde. Fast könnte man 
mit einer gewissen Verschärfung

sagen, daß die materielle Siche­
rung die Entbindung aus dem 
gesamtgesellschaftlichen Gefüge 
zusätzlich verstärkt hat. Das 
heißt, daß das Gleichgewicht 
zwischen Effektivität der physi­
schen Lebenssicherung und so­
zialer Befriedung gestört geblie­
ben ist.

Insoweit ist in der Tat eine 
Art Zwei-Klassen-Staat entstan­
den: die Produktiven und die 
Unproduktiven: auch das als 
Produkt eines höchst fahrlässi­
gen Umgangs mit dem Begriff 
„Leistungsgesellschaft“ .

Ob allerdings erweiterte Fa­
milienstrukturen und ein verän­
derter Wohnungsbau Mittel sein 
könnten, die in absehbarer Zeit 
wirksam werden, erscheint zu­
mindest zweifelhaft. Die alte 
Großfamilie, die drei Generatio­
nen miteinander vereinte, ist 
nicht rekonstruierbar. Sie ist 
weithin irreparables Opfer der 
Industriegesellschaft geworden, 
die Erwerbsgemeinschaften die­
ser tradierten Art nicht erhalten 
kann. In diesem Zusammenhang 
ist denn auch der Wohnungs­
neubau der Nachkriegszeit für 
die mobile Kleinfamilie nicht 
nur überwiegend funktionsge­
recht, sondern ebenfalls in sei­
nen entstandenen Größenord­
nungen keine irgendwie dispo­
nible Größe mehr.

Rebellion der Alten?

Aber das sind natürlich auch 
nur Stichworte, die auf zwei An­
sätze hinweisen sollen, die dann 
wahrscheinlich stärkere Pro­
zesse auslösen können. Das ist

einmal die Änderung der öffent­
lichen Werturteile über die ältere 
Generation, und das setzt vor 
allem auch eine erhebliche Dif­
ferenzierung des menschlichen 
Produktivitätsbegriffs in unserer 
Gesellschaft voraus. Der zweite 
Ansatz sollte auf Anschlußtätig­
keiten gerichtet sein, die ober­
halb eines allgemeinen Freizeit­
angebots liegen. Es lassen sich 
viele sozial wichtige Funktionen 
dieser Gesellschaft denken, für 
die eine beträchtliche Zahl älte­
rer Menschen besonders gute 
Voraussetzungen mitbringt: etwa 
im Bereich der Erziehung und 
der Pflege. Hier könnte zudem 
auch wieder eine Art indirekter 
Produktivitätshilfe entstehen, da 
Angehörige der mittleren Gene­
ration entlastet würden. In sol­
chen Kombinationen lägen ver­
mutlich die fruchtbarsten An­
sätze, die funktionale Sinnge­
bung mit sozialem Nutzen ver­
binden.

Gibt es die neue soziale 
Frage? Ja, es ist die neu ge­
stellte, ungelöste alte Frage 
nach den Normen und Bedin­
gungen eines wirklich umfas­
senden Gemeinwohls. Die Be­
währung der sozialen Demokra­
tie kann auf die Dauer nur in 
diesen Bereichen gelingen, wenn 
sie eben aufhören, als Rand­
gruppen definiert zu werden. Es 
kann nämlich, außer der Rebel­
lion der Jungen, eines Tages 
auch eine Rebellion der Alten 
geben, die sich mit der Empfin­
dung, für die Erhaltung der Ge­
sellschaft eigentlich unnütz zu 
sein und. nur noch für sich und 
andere eine Last darzustellen, 
kaum abfinden werden.

KONJUNKT UR 
VON MO R G E N

D e r  v i e r z e h n t ä g l i c h  e r s c h e i n e n d e  K u r z b e r i c h t  d e s  H W W A  -  In s t i t u t  f ü r  W i r t s c h a f t s ­
f o r s c h u n g  -  H a m b u r g  ü b e r  d ie  B i n n e n -  u n d  W e l t k o n j u n k t u r  u n d  d ie  R o h s t o f f m ä r k t e

V E R L A G  W E L T A R C H I V  G M B H  - H A M B U R G
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Wilhelm Kaltenborn

Operieren mit Leerformeln

Der Berg kreißte und gebar 
ein Mäuslein. Die CDU, allen 

voran ihr Generalsekretär, ent­
deckte soziale Probleme und 
Ungerechtigkeiten und nannte 
sie mit großer propagandisti­
scher Begleitung die „Neue So­
ziale Frage“ . Nur, diese Pro­
bleme sind nicht neu; sie sind 
auch nicht die zentralen gesell­
schaftlichen Fragen; sie wurden 
indes schon vor ihrer Entdek- 
kung durch die CDU von ande­
ren angegangen; andererseits 
nennt die CDU selbst keine kon­
kreten Lösungen; und was die 
Mannheimer Erklärung an Ur­
sachen dieser sozialen Pro­
bleme nennt, ist wenig plau­
sibel.

Die Mannheimer Erklärung 
führt einige soziale Gruppen auf, 
für die jeweils besondere so­
ziale Probleme bestehen. Dazu 
gehören Frauen, alte Menschen, 
Gastarbeiter, ältere Selbstän­
dige, Kinder, Familien, Behin­
derte, Alleinstehende, Mütter 
mit Kindern. Kurt Biedenkopf 
konkretisierte die „Neue Soziale 
Frage“ in seinem Referat auf 
dem Mannheimer Parteitag der 
CDU durch folgende Beispiele: 
Behinderte sind ungerecht be­
handelt, weil sie bei Eisenbahn­
reisen mit ihrem Rollstuhl den 
Postwagen benutzen müssen; 
monotone Arbeit ist ungerecht, 
auch wenn ein Zuschlag gezahlt 
wird; die 70%  der Bevölkerung, 
die die Sprache der Fernseh­
nachrichten nicht verstehen, sind 
ungerecht behandelt.

Daran ist nun nichts Neues zu 
entdecken. Das Problem der Fa­

milie gibt es, seit die kapitali­
stische Industrialisierung dazu 
führte, daß Kinder in den Fabri­
ken arbeiteten, daß auch Frauen 
14 Stunden täglich am Arbeits­
platz standen, daß diese prole­
tarischen Familien geringsten 
Lohn erhielten und auf engstem 
Raum leben mußten. Seitdem 
gibt es auch das Problem der 
nicht mehr Arbeitsfähigen, der 
Alleinstehenden, der monotonen 
Arbeit, der Unverständlichkeit 
bürgerlicher Kultur. Durch den 
Krieg ist die Problematik der 
Behinderten von besonderer Ak­
tualität geworden. Seit 20 Jah­
ren haben wir Gastarbeiter im 
Lande, mit all den daraus 
erwachsenen gesellschaftlichen 
Schwierigkeiten. Die einzige 
neue soziale Frage im Katalog 
der Mannheimer Erklärung mag 
die der älteren Selbständigen 
sein.

Die hinter der angeblich 
neuen sozialen Frage stehenden 
Probleme gibt es also seit lan­
gem; viele von ihnen sind we­
nigstens teilweise gelöst wor­
den; andere (wie z. B. das der 
ausländischen Arbeitnehmer) 
haben sich verschärft, und wie­
der andere haben neue Dimen­
sionen gewonnen. Dazu gehört 
z. B. die Lage der alten Men­
schen, für die neue problema­
tische Situationen entstanden 
sind, seitdem es ein sozial ge­
sichertes Alter ohne den Zwang 
zur Arbeit gibt. Aber die zentra­
len gesellschaftlichen Probleme 
sind all dies nicht. Diese entste­
hen nach wie vor aus dem Kon­
flikt zwischen Kapital und Arbeit. 
Denn immer noch ist die soziale

Situation der Arbeitnehmer 
durch Abhängigkeit geprägt. Sie 
sind nach wie vor von der Ver­
fügungsgewalt über die Pro­
duktionsmittel ausgeschlossen. 
Ihnen, der großen Mehrheit der 
Bevölkerung, steht eine kleine 
Schicht derjenigen gegenüber, 
die über das Kapital bzw. die 
Produktionsmittel verfügt. Da­
durch gewinnt die Kapitalseite 
einen unverhältnismäßig großen 
wirtschaftlichen Einfluß (dank 
der Entscheidungen über die 
Investitionen) und damit gesell­
schaftliche und politische Macht. 
Durch den rasch ablaufenden 
Prozeß der wirtschaftlichen Kon­
zentration steigert sich noch das 
Ungleichgewicht zwischen Kapi­
talseite und Arbeitnehmern. Die­
ses Ungleichgewicht aus der 
Welt zu schaffen oder wenig­
stens zu mildern ist die wich­
tigste gesellschaftliche Aufgabe. 
Dazu sind solche Reformvorha­
ben notwendig wie die Einfüh­
rung der paritätischen Mitbe­
stimmung.

Die besonderen sozialen Pro­
bleme, wie z. B. die der Frauen, 
erhalten ihre Kennzeichen erst 
durch die jeweils allgemeine ge­
sellschaftliche Lage, in der sich 
die Betroffenen befinden. Mit 
anderen Worten: Die Familien­
probleme eines Schichtarbeiters 
sind von ganz anderem Zu­
schnitt als die eines Vorstands­
mitgliedes einer Großbank. Es 
ist also unzulässig, schlicht von 
der Frage der Familie zu spre­
chen, ohne zu differenzieren.

Das ist auch der Grund, wes­
halb sich die Gewerkschaften
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dieser besonderen sozialen Pro­
bleme schon seit langem anneh­
men. Dazu brauchten sie nicht 
erst die Mannheimer Erklärung. 
Ein Beispiel von vielen: Die ge­
werkschaftliche Forderung nach 
lückenlosem Verbot der Kinder­
arbeit begleitete die von der 
Bundesregierung in Angriff ge­
nommene Reform des Jugend­
arbeitsschutzgesetzes. Hier ha­
ben beide, Bundesregierung und 
Gewerkschaften, konkrete Poli­
tik im Interesse von Kindern be­
trieben, ohne nun allerdings die­
ses Interesse zu einer „Neuen 
Sozialen Frage“ hochzustilisie­
ren. Ein anderes Beispiel mag 
noch deutlicher machen, wie 
sehr die CDU mit ihrer „Neuen 
Sozialen Frage“ den Gewerk­
schaften hinterherhinkt. Kurt 
Biedenkopf sagte auf dem 
Mannheimer CDU-Parteitag im 
Juni dieses Jahres: „Der Kör­
perbehinderte . . . ,  der Freunde 
im 2. Stockwerk nicht besuchen 
kann, weil fast kein Wohnhaus 
auf ihn eingerichtet ist, bleibt 
dann auch ungerecht behandelt, 
wenn er ein höheres Einkom­

men oder eine höhere Rente 
bezieht.“ Im Gesundheitspoliti­
schen Programm des Deutschen 
Gewerkschaftsbundes von Mai 
1972 heißt es: „Die Einstellung 
der Gesellschaft zu den Behin­
derten ist so zu gestalten, daß 
Vorurteile abgebaut und den be­
hinderten Mitbürgern ein Gefühl 
der Geborgenheit vermittelt 
wird. Insbesondere bauliche 
Hindernisse, vor allem an öffent­
lichen Einrichtungen, die der 
notwendigen Integration im 
Wege stehen, sind zu beseiti­
gen. Bei allen Neubauten sind 
die Bedürfnisse der Behinderten 
stärker zu berücksichtigen.“

Die Vorschläge zur Lösung 
der unbestreitbar vorhandenen, 
wenn auch nicht neuen sozialen 
Probleme, die die Mannheimer 
Erklärung nennt, bleiben im Un­
gefähren stecken. Notwendig sei 
eine „Fortentwicklung der So­
zialpolitik“ , was die „Verbesse­
rung der sozialen Wirksamkeit“ 
der zur Verfügung stehenden 
Mittel bedeuten soll. Weiterhin 
wird gesagt, daß die „Stärkung

der Familie“ und „Förderung 
der Entfaltung des Menschen“ 
notwendig seien. Der einzelne 
muß stärker als bisher „Verant­
wortung für sich selbst und 
seine Umwelt“ tragen. „Umfas­
sende Verbraucheraufklärung 
und -information durch den 
Staat und durch öffentliche 
oder privatwirtschaftliche“ (aus­
gerechnet dies!) Einrichtungen 
sollen den Interessen der Ver­
braucher dienen. Die eigenstän­
dige soziale Sicherung der 
Frauen, die Gewährung von Er­
ziehungsgeld, der Bau alten- 
und invalidengerechter Wohnun­
gen sind die einzigen konkreten 
Vorschläge, die die Mannheimer 
Erklärung zur Lösung der 
doch angeblich so drängenden 
„Neuen Sozialen Fragen“ nennt.

Daß hier weitgehend mit Leer­
formeln operiert wird, ist auch 
nicht weiter verwunderlich. Dies 
hat mehrere Ursachen. Eine liegt 
in den bereits genannten Män­
geln der Analyse. Zwar wird der 
Konflikt zwischen Kapital und 
Arbeit noch erwähnt, aber dazu
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sind „Konflikte zwischen Produ­
zenten und Nichtproduzenten, 
zwischen organisierten und 
nichtorganisierten Sonderinter­
essen von Bevölkerungsgrup­
pen, zwischen Minderheiten und 
der übrigen Gesellschaft, zwi­
schen Stadt und Land und zwi­
schen den Machtausübenden 
und Machtunterworfenen inner­
halb der organisierten autono­
men Gruppen getreten“ .

Weiterhin heißt es: „Die
Mächtigen in unserer Gesell­
schaft sind heute nicht mehr 
allein die Kapitaleigner, sondern 
Kapitaleigner und Arbeitnehmer 
zusammen.“ Den „mächtigen 
Verbänden“ dieser beiden Grup­
pen seien die „Nichtorganisier­
ten, alte Menschen, Mütter mit 
Kindern, oder die nicht mehr 
Arbeitsfähigen“ in aller Regel 
unterlegen. „Hier stellt sich die 
Neue Soziale Frage.“

Methodischer Trick

Diese Ableitung zeigt deutlich 
den methodischen Trick, mit dem 
versucht wird, das Vorhanden­
sein der „Neuen Sozialen Frage“ 
plausibel zu machen. Die Gesell­
schaft wird nicht differenziert je 
nach sozialem Standort von 
Menschen. Ein zentrales Merk­
mal solcher gesellschaftlichen 
Differenzierung ist das der ab­
hängigen Beschäftigung. Seine 
Anwendung führt dazu, die Ar­
beitnehmer als gesellschaftliche 
Gruppierung festzustellen. Diese 
gesellschaftliche Grundtatsache, 
nämlich Arbeitskraft zu verkau­
fen, hat u. a. folgende Konse­
quenzen, die hier nur beispiel­
haft genannt werden können: Ob 
überhaupt Arbeitsplätze vorhan­
den sind, um welche Arbeits­
plätze es sich handelt, wie es an 
diesen Arbeitsplätzen aussieht 
und wo sie sich örtlich befinden, 
darüber entscheiden andere; in 
der Arbeit selbst besteht die Ab­
hängigkeit von der Direktions­
gewalt.

Aufgrund der besonderen ge­
sellschaftlichen Lage können ge­
wissermaßen interne Wider­

sprüche auftreten. So wird seit 
längerem innerhalb der Gewerk­
schaften, was die Umweltpolitik 
betrifft, das Problem diskutiert, 
wie das allgemeine Arbeitneh­
merinteresse an der Sicherheit 
der Arbeitsplätze mit dem eben­
falls vitalen Interesse an erträg­
licher Umwelt (und hier ist für 
die Arbeitnehmer vor allem die 
Arbeitsplatzumwelt von Bedeu­
tung), dessen Berücksichtigung 
durch die Kostenbelastung Ar­
beitsplätze gefährden könnte, 
ausbalanciert werden kann.

Im Gegensatz dazu arbeitet 
die Mannheimer Erklärung mit 
einer Differenzierung je nach 
Rollen. Dadurch gibt es dann ar­
beitende Frauen, alte Menschen, 
Mütter mit Kindern, Verbraucher, 
Kinder usw. Ein einzelner Mensch 
wird dann durch die Summe der 
Rollen, die ihm zu eigen sind, 
bestimmt; denn auf eine Person 
treffen mehrere dieser Rollen­
beschreibungen zu. Jede arbei­
tende Frau z. B. ist zugleich Ver­
braucherin. Es ist hier nicht der 
Platz, um sich mit den theoreti­
schen Grundlagen eines solchen 
Versuches auseinanderzusetzen. 
Daß diese Methode in der Em­
pirie kläglich versagt, darauf ist 
bereits hingewiesen worden: Je 
nach gesellschaftlicher Lage prä­
gen sich z. B. die Familienpro­
bleme sehr unterschiedlich aus.

Ahistorische Betrachtungsweise

Die Interessen dieser Rollen­
träger, so heißt es in der Mann­
heimer Erklärung, werden von 
den Mächtigen in unserer Ge­
sellschaft nicht beachtet. „Kapi­
taleigner und Arbeitnehmer sind 
heute in mächtigen Verbänden 
organisiert, die nicht nur die je­
weiligen Sonderinteressen ihrer 
Mitglieder gegenüber der ande­
ren Seite durchzusetzen versu­
chen, sondern die ebenso wir­
kungsvoll ihre Sonderinteressen 
gegenüber den nichtorganisier­
ten Bevölkerungsgruppen be­
haupten.“ Diesen Verbänden sei 
eine vom Staat gewährte Auto­
nomie eigen. Die Macht der Ver­

bände zeige sich auch nach 
innen darin, daß die personale 
Freiheit des einzelnen durch die 
interne Macht des Verbandes 
eingeschränkt werde. Diese Ar­
gumentation ist ebenfalls nicht 
stichhaltig.

Zunächst einmal macht es die 
beschriebene soziale Situation 
der Arbeitnehmer notwendig, 
eine Interessenvertretung zu 
schaffen, um der wirtschaftlichen 
und sozialen Macht der Kapital­
eigner und ihrer Beauftragten 
einigermaßen wirkungsvoll ent­
gegentreten zu können. „Was 
für den Bürger sein Eigentum ist, 
ist für den Arbeitnehmer seine 
Organisation. Erst die Organisa­
tion verhilft den Freiheitsrechten 
der Arbeitnehmer zu ihrer vollen 
Wirksamkeit“ (Heinz O. Vetter). 
Nur diese solidarische und or­
ganisierte Interessenvertretung 
machte den politischen und so­
zialen Fortschritt möglich, der 
heute vielfach als selbstverständ­
lich hingenommen wird. Dazu 
gehört im übrigen auch die Tarif­
autonomie, die in jahrzehnte­
langem Kampf von den Gewerk­
schaften erfochten wurde. Sie 
ist nicht vom Staat als omnipo­
tenter und neutraler Institution 
gewährt worden, wie die Mann­
heimer Erklärung behauptet und 
damit eine völlig ahistorische 
Betrachtungsweise offenbart. 
Ohne die Berücksichtigung hi­
storischer Entwicklungen aber 
können gesellschaftliche Zu­
stände und soziale Probleme 
nicht wirklich begriffen und ge­
löst werden.

Wenn die Mannheimer Erklä­
rung global von den mächtigen 
Verbänden der Arbeitnehmer 
und der Kapitalseite spricht, so 
wird auch hier wieder Unglei­
ches gleichgesetzt. Die Arbeit­
geberverbände und die Wirt­
schaftsverbände sind die Orga­
nisationen der wirtschaftlich 
Mächtigen. Durch die Stärke der 
Verbände wird ihre Position wei­
ter verbessert. Demgegenüber 
sind die Gewerkschaften die Or­
ganisationen der ökonomisch
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Abhängigen. Sie versuchen durch 
ihre Politik die gesellschaftliche 
und die soziale Situation der Ar­
beitnehmer zu verbessern und 
haben dabei hervorragende Er­
folge erzielt. Allerdings gab und 
gibt es keine soziale Errungen­
schaft, keine vermehrte Freiheit 
und keine verbesserte soziale 
Sicherheit, die nicht gegen den 
starken Widerstand der Kapital­
seite hätte durchgesetzt werden 
müssen. Die gewerkschaftliche 
Organisation begrenzt also nicht 
den Freiheitsraum des einzelnen, 
vielmehr garantiert sie die Aus­
weitung und die Nutzung der in­
dividuellen Freiheiten. Der Ge­
gensatz zwischen der Macht der 
Funktionäre (von Biedenkopf auf 
dem Mannheimer Parteitag als 
diejenigen diffamiert, „die von 
unserer aller Arbeit leben, aber 
keinen erkennbaren Beitrag für 
unsere Zukunft leisten“ ) und dem 
machtlosen, aber freiheitsdursti­
gen Individuum ist eine bürger­
liche Kategorie, die wieder ge­
nau an den tatsächlichen gesell­
schaftlichen Verhältnissen vor­
beizielt.

Fehleinschätzung 
der Machtverhältnisse

Die Verfügungsgewalt im zen­
tralen wirtschaftlichen Entschei­
dungsfeld, nämlich dem der In­
vestitionstätigkeit, liegt allein bei 
der Kapitalseite. Hier bleiben die 
Arbeitnehmer und ihre Gewerk­
schaften, trotz ihrer angeblich 
gewaltigen gesellschaftlichen 
Macht, ungefragt. Die Lohnzu­
wächse werden vertraglich aus­
gehandelt, d. h. aber gerade von 
beiden Tarifparteien gemeinsam 
beschlossen und nicht etwa al­
lein durch die Gewerkschaften. 
Über die Preise befinden die 
Unternehmer wieder allein, ohne 
Mitwirkungsmöglichkeiten der 
Gewerkschaften. Wenn die Ge­
werkschaften die Legende von 
der Lohnpreisspirale empirisch 
entkräften wollen und zu diesem 
Zweck die „gläsernen Taschen“ 
verlangen, dann bleibt diese For­
derung unberücksichtigt. Auch

hier kann nur kurz angedeutet 
werden, was offensichtlich ist: 
Es besteht (noch) kein Macht­
gleichgewicht zwischen Kapital 
und Arbeit, und die anders lau­
tenden Passagen der Mannhei­
mer Erklärung kennzeichnen nur 
eine bestimmte Naivität gegen­
über wirtschaftlicher und gesell­
schaftlicher Macht.

Diese Fehleinschätzung wirt­
schaftlicher Machtverhältnisse 
wird auch an anderen Stellen 
deutlich, so in der Diskussion 
der wirtschaftlichen Konzentra­
tion. Denn der Appell, den Wett­
bewerb wiederherzustellen, und 
der Aufbau einer starken mittel­
ständischen Industrie blieben 
schon in der Vergangenheit wir­
kungslos; damit kann die Kon­
zentration weder verhindert wer­
den, noch dort, wo sie den Wett­
bewerb außer Kraft gesetzt hat, 
kontrolliert werden. Sozusagen 
der Höhepunkt dieser in der 
CDU weitverbreiteten Fehlein­
schätzung ökonomischer Macht 
und der ihr zugrundeliegen­
den Prozesse war der (auf dem 
Parteitag allerdings dann zurück­
genommene) Antrag E 13 in 
Mannheim, in dem den multina­
tionalen Ölkonzernen empfohlen 
wurde, an ihren deutschen Töch­
tern „auf freiwilliger Basis eine 
50%ige deutsche Kapitalbeteili­
gung, möglichst in privater Hand, 
herbeizuführen“ !

Die historisch falsche Vorstel­
lung, der Staat habe von seiner 
hohen Warte herab den „mäch­
tigen“ Verbänden ihre Autono­
mie gewährt, führt zu dem, was 
in der letzten Zeit unter dem 
Stichwort „Verbändegesetz“ be­
kannt wurde. „Die veränderte 
Stellung des einzelnen in der 
autonomen Gruppe erfordert 
vielmehr, daß unsere Rechtsord­
nung auch hinsichtlich der de­
mokratischen Gestaltung der 
Gruppen und des Verhältnisses 
der Verbände zu ihnen durchge­
setzt wird. Dies gilt insbesondere 
in den Bereichen des Minder­
heitenschutzes, der Verbands­

publizität, der Schiedsgerichts- 
barkeit und der Sicherung der 
demokratischen Willensbildung 
im Verband. Die berechtigten In­
teressen und Bedürfnisse des 
einzelnen müssen auch im Rah­
men des Verbandes berücksich­
tigt werden.“ Dies sagt die 
Mannheimer Erklärung.

Nun könnten die Gewerkschaf­
ten, trotz der sicher auch bei 
ihnen vorhandenen Probleme 
hinsichtlich des Verhältnisses 
von gewerkschaftlichem Apparat 
und Mitglied (die aber immer 
auch Gegenstand der öffent­
lichen gewerkschaftlichen Dis­
kussion sind!), auf ihre beispiel­
hafte demokratische Struktur 
vertrauen; sie brauchen so ge­
sehen ein Verbändegesetz nicht 
zu scheuen. Im Gegenteil, sie 
könnten vielleicht sogar mit Scha­
denfreude abwarten, wie die Ka­
pitalseite in ihren Verbänden mit 
gesetzlich vorgeschriebenen Min­
destbedingungen an verbands­
interner Demokratie fertig wer­
den will. Aber sicher dürfte sein, 
daß auch unter solchen Bedin­
gungen die Präsidenten der fünf 
Kapitalverbände den Brief gegen 
die Reform der Berufsausbil­
dung an den Bundeskanzler ge­
schrieben hätten. Mit anderen 
Worten, die gesellschaftliche 
Machtverteilung und die Möglich­
keiten der politischen Einfluß­
nahme würden sich nicht ändern. 
Im Gegenteil: Angesichts der 
Fehleinschätzung solcher Macht­
verhältnisse, wie sie in der 
Mannheimer Erklärung deutlich 
wird, ist zu befürchten, daß ge­
rade die wirtschaftlich Mächtigen 
ihren Einfluß auf ein mögliches 
Verbändegesetz voll geltend ma­
chen — und daß dann ein bloßes 
Gewerkschaftsgesetz übrigbleibt. 
Dann aber würden die bestehen­
den Machtungleichgewichte nicht 
nur garantiert, sondern noch ver­
stärkt werden. Damit würde auch 
die gewerkschaftliche Position 
zur Vertretung jener wichtigen 
sozialen Probleme schwächer, 
die als angeblich neue soziale 
Frage gelöst werden sollen.
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